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R
und 5.000 Menschen auf dem 

Bremer Marktplatz und mitten-

drin SPD-Kanzlerkandidat Peer 

Steinbrück. Es war ein neues, ein anderes 

Konzept, welches Peer Steinbrück am  

28. August in „Bremens guter Stube“ prä-

sentierte: Podium in der Mitte statt Büh-

ne am Rande – Dialog mit den Menschen 

statt Monolog eines Einzelnen. Mehr als 

100 Fragen wurden vom Publikum ge-

stellt, knapp ein Dutzend arbeitete Peer 

Steinbrück zu Beginn der Veranstaltung 

ab. Steinbrück schritt bei der Beantwor-

tung der Fragen immer wieder das runde 

Podium auf und ab, es gab kein links und 

kein rechts der Bühne, der Kandidat  

war mittendrin und punktete bei allen 

Themen! Mindestlohn, Bildung, Rente, 

Pflege und das Adoptionsrecht für gleich-

geschlechtliche Paare waren einige der 

vielen Themen auf die Steinbrück eing-

ing.  Gefragt nach dem Unterschied zwi-

schen ihm und Angela Merkel antworte 

der SPD-Kanzlerkandidat trocken: „Ich 

habe Ecken und Kanten – Frau Merkel 

fährt lieber Kreisverkehr – außerdem bin 

ich nicht langweilig!“  

Viel Beifall bekam Peer Steinbrück für 

„Ich wIll Bundeskanzler der Bundes
repuBlIk deutschland werden!“

seine Forderung, dass Deutschland wie-

der gerecht werden muss – Gerechtigkeit 

sei eine Bedingung für ein soziales und 

wirtschaftlich starkes Deutschland! „In 

dieser Gesellschaft ist etwas aus dem Lot 

geraten“, führte Peer Steinbrück aus und 

fügte hinzu: „Das möchte ich als Bundes-

kanzler dieses Landes ändern, darum 

 bitte ich Sie um Ihr Vertrauen – Ich  

will Bundeskanzler der Bundesrepublik 

Deutschland werden!“ ■

weitere Informationen und Fotos der Veranstal
tung gibt es unter www.spdlandbremen.de. 
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Bei strahlendem sonnenschein erlebten mehrere tausend Menschen einen gut gelaunten spdkanzlerkandidaten peer steinbrück in Bremen.
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direktkandidat der spd im wahlkreis 55: 
uwe Beckmeyer tritt wieder für spd an.

Z
u viel vom Falschen – das war 

die schwarz-gelbe Politik seit 

2009. Union und FDP haben in 

den vergangenen vier Jahren keinerlei 

Ambitionen gezeigt, eine sozial gerechte, 

zukunftsweisende Politik für unser Land 

zu gestalten. Stattdessen: Arbeitsagen-

turen geschlossen, Minijobs ausgeweitet, 

Rentenkasse geschröpft, Städtebauförde-

rung gekappt. 

Die Folgen bekommen wir vor Ort zu 

spüren. Jeder Vierte im Land bezieht 

trotz Vollzeitjob einen Lohn unterhalb 

der Niedriglohnschwelle. Weil Minijobs 

zu  Minirenten führen, lag 2012 die 

Durchschnittsrente für Neurentner im 

Land bei 921 Euro – Frauen konnten in 

Bremen und Bremerhaven sogar nur mit 

540 Euro rechnen. In Stadtteilen, die wie 

Gröpelingen und Blumenthal, Lehe und 

Geestemünde einen besonderen Förder-

bedarf haben, brechen wichtige Projekte 

weg, weil es keine Bundesmittel für Pro-

gramme wie „Soziale Stadt“ mehr gibt. 

Diese Probleme lassen sich nicht wegdis-

kutieren, sie müssen gelöst werden. 

Mindestlohn, gleicher Lohn für glei-

che Arbeit, Solidarrente – das gibt es nur 

mit der SPD. Gemeinsam müssen wir die-

se Aufgaben anpacken. Es gibt viel zu 

tun. Denn Schwarz-Gelb hat keine ein-

zige Weichenstellung für die Zukunft 

 getroffen, weder bei der Rente, noch in 

der Gesundheitspolitik oder auf dem Ar-

beitsmarkt. Es war die SPD, die wichtige 

Reformen angestoßen hat. Das war nicht 

einfach, hat uns Streit gebracht und Zu-

stimmung gekostet, auch in Bremen und 

Bremerhaven, und nicht alles war im 

Nachhinein richtig. Aber wir haben an-

gepackt und nicht die Hände gefaltet. 

Und die Kanzlerin? Sie setzt sich an 

den gedeckten Tisch und verfrühstückt 

munter die Vorräte, ohne Neue anzule-

gen. Die schwarz-gelben Wahlverspre-

chen kosten mindestens 45 Milliarden 

Euro. Von Gegenfinanzierung ist keine 

Rede, und den demographischen Wandel 

und die zunehmende soziale Spaltung in 

unserem Land ignorieren Angela Merkel 

und ihre Koalitionäre komplett. 

Dabei zeigt gerade das Beispiel Bre-

men und Bremerhaven, wie wichtig 

 eine konsequente Strukturpolitik ist. 

Viel  haben wir geschafft. Die Beispiele 

Windenergie, Gesundheitswirtschaft, 

Tourismus zeigen: Stärken wir Schlüssel-

branchen, nutzt das Betrieben und Be-

schäftigten. Im Gesundheitswesen ar-

beiten im Land rund 155.000 Menschen 

und in der Windenergie hat unser Land 

bundesweit die Nase vorn. Rückenwind 

für den Strukturwandel. 

Die SPD hat im Deutschen Bundestag 

in den vergangenen vier Jahren zahl-

reiche Initiativen gestartet, für aktive 

 Arbeitsmarktpolitik, für bessere Kinder-

betreuung, für eine faire Steuerpolitik. Ich 

habe 30 Anträge und über 50 Anfragen 

allein zur Verkehrspolitik, den Küstenthe-

men und der Energiepolitik eingebracht, 

um zu zeigen, dass es auch anders geht. 

Schwarz-Gelb hat jeden Neustart verhin-

dert. Wenn Bremen und Bremerhaven 

bisher vergleichsweise gut durch die  

Krise gekommen sind, dann nicht wegen, 

sondern trotz dieser Bundesregierung. 

Jetzt stehen wir an der Wegscheide. 

Die Aufgabe ist keine geringere als eine 

Politik für die Zukunft zu gestalten, die 

über eine Wahlperiode hinaus trägt, die 

verantwortungsvoll, ehrlich und gerecht 

ist – oder anders gesagt: eine sozialde-

mokratische Politik. Dafür setze ich mich 

ein, und für diese Arbeit bitte ich um Ihre 

und Eure Unterstützung. ■

anpacken Für  
BreMen und BreMerhaVen 

Für uns In BerlIn 

BeckMeYer 
unterweGs:

zur persOn:

2002 ist uwe Beckmeyer als 
Vertreter Bremens und Bre
merhavens erstmals in den 
deutschen Bundestag ge
wählt worden. seinen wahl
kreis hat er 2009 zum dritten 
Mal als direktkandidat der 
spd gewonnen. als lotse der 
küstengang und Maritimer 
koordinator der spdBundes
tagsfraktion kümmert sich 
der gebürtige Bremerhavener 
besonders um die themen 
der küste. Für wirtschaft, 
 arbeit und häfen war Beck
meyer, der vor seiner politi
schen laufbahn fünf Jahre 
lang als lehrer für Mathema
tik und physik in der seestadt 
gearbeitet hat, auch als Mit
glied des Bremer senats von 
1987 bis 1999 zuständig. 

14.09.2013

Bremerhaventag der spd

BremennordFest der spd 

15.09.2013

Betriebsversammlung GhB 
Bremen

kaffeefahrt mit der  
Ms Geestemünde

16.09.2013 
Betriebsversammlung beim 
dBausbesserungswerk  
Bremen

Besuch beim seniorentreff  
in Bremerhaven

17.09.2013

hausbesuche in Bremer
haven

unterwegs mit dem kandida
tenbus in BremenVegesack

18.09.2013

übernahme einer ausbil
dungspatenschaft cuxhaven

20.09.2013

Infostand in Bremen 
woltmershausen

21.09.2013

rosen verteilen in der 
 Bremerhavener Innenstadt

Von Uwe Beckmeyer

Von Uwe Beckmeyer

kandidatentreff: uwe Beckmeyer im Gespräch mit Bürgerinnen und Bürgern.

I
m Deutschen Bundestag arbeite ich 

in den Gremien, die für die Zukunft 

unseres Landes besonders wichtig 

sind: im Ausschuss für Verkehr, Bau und 

Stadtentwicklung sowie im Haushalt-

ausschuss. Meine Themen? Infrastruktur 

und Geld. Was heißt das konkret? Lärm-

schutz in Bremen-Walle, Kampf gegen 

Schrottimmobilien in Bremerhaven- 

Lehe, energetische Stadtsanierung, barri-

erefreie Bahnhöfe, umweltfreundliche 

Motoren – kurz: Fragen, die uns alle im 

Stadtteil, im unmittelbaren Lebens-

umfeld betreffen. Eine Verkehrs- und 

Stadtentwicklungspolitik, wie ich sie ver-

stehe, muss die Bedürfnisse von Wirt-

schaft und Bevölkerung berücksichtigen, 

eine lebenswerte Umwelt und damit die 

Grundlage für künftige Generationen er-

halten. Nicht theoretisch, sondern ganz 

praktisch: In Bremerhaven, Bremen-Stadt 

und Bremen-Nord. ■
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S
chimmel im Bad, kaputte Fenster, ver-

zweifelte Mieter – wer eine Vorstellung 

davon bekommen möchte, was man 

den Bürgern einer Stadt antut, wenn man 

den kommunalen Wohnungsbestand Hals 

über Kopf an den Meistbietenden verkauft, 

der muss nur in die sächsische Landeshaupt-

stadt schauen. Dresden hat 2006 seine städ-

tische Wohnungsbaugesellschaft WOBA 

– und damit jede fünfte Mietwohnung der 

sächsischen Landeshauptstadt – für über 

981 Millionen Euro an die Gagfah verkauft. 

Auf diese Weise war Dresden auf einen 

Schlag schuldenfrei. Was auf den ersten Blick 

so verführerisch einfach alle Haushaltspro-

bleme zu lösen schien, erwies sich rasch als 

schwerer Fehler. Zuletzt machte die Stadt 

damit Schlagzeilen, dass sie gegen die Gag-

fah einen Prozess anstrengen musste, weil 

das Unternehmen seinen Verpflichtungen 

aus dem damaligen Privatisierungsvertrag 

nicht nachgekommen war. Betroffen waren 

450 Häuser mit hunderten Wohnungen und 

Mietern.

D
er Dresdner SPD-Stadtratsfraktions-

chef Peter Lames machte schließlich 

keinen Hehl daraus, was für die Stadt 

und die Mieterinnen und Mieter das Beste 

wäre. „Am besten wäre es, wenn am Ende 

wieder ein städtisches Wohnungsunterneh-

men entsteht.” Am Ende 

wurde ein Vergleich ge-

schlossen. Die Uhr ließ sich 

nicht zurückdrehen.

D
as Beispiel Dresden 

macht deutlich: Die 

Privatisierung öf-

fentlicher Unternehmen ist 

eine Maßnahme, die anders 

als viele andere politische 

Entscheidungen, in der 

Regel nicht mehr umkehr-

bar ist. „Eine Entscheidung 

bspw. über den Verkauf der  

GEWOBA mit gut 80.000 

Mietern und 500 Beschäf-

tigten, darf deshalb weder schnell, noch 

ohne wirklich nachhaltigen Rückhalt in 

der Bevölkerung fallen“, mit diesen Worten 

begründete der Vorsitzende der SPD-Bür-

gerschaftsfraktion, Björn Tschöpe, die Fest-

schreibung der sog. Privatisierungsbremse 

in der Bremischen Landesverfassung, die die 

Bürgerschaft in ihrer Augustsitzung mit den 

Stimmen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen 

und der Linken beschlossen hatte.

V
iele Gemeinden haben seit Mitte 

der 90er Jahre u.a. ihre kommunalen 

Wohnungsbaugesellschaften leicht-

„Ein gutes Stück sozialer Demokratie” 

fertig verkauft. Auch in Bre-

men hat es immer wieder 

politische Antritte gegeben, 

bspw. die GEWOBA zu ver-

kaufen. „Sollte sich in Zu-

kunft jemals in Bremen eine 

parlamentarische Mehrheit 

für einen solchen Schritt 

finden, würde eine entspre-

chende Privatisierung nur 

dann durchgeführt werden 

können, wenn dieses auch 

eine Mehrheit in der Wahlbe-

völkerung so will.” Gleiches 

Privatisierungsbremse:  Bremische Bürgerschaft beschließt SPD-Initiative
gilt für die BSAG, die GENO und alle weiteren 

wichtigen Kapitalgesellschaften, auf die Bre-

men einen beherrschenden Einfluss hat. Mit 

der Einführung der Privatisierungsbremse 

werden Privatisierungen zwar nicht grund-

sätzlich verhindert, aber die Legitimation 

für Privatisierungen wird auf breitere Füße 

gestellt. „Nicht finanzielle Zwänge oder ide-

ologischer Zeitgeist dürfen entscheiden, 

maßgeblich ist künftig eine langfristige Ge-

staltung öffentlicher Aufgaben der Daseins-

vorsorge“, so der SPD-Fraktionsvorsitzende.

D
arüber hinaus schützt die Privatisie-

rungsbremse auch vor ungewollten 

Nebenfolgen der Schuldenbremse. 

Denn nach deren geltenden Regelungen 

dürfen auch notwendige Investitionen in 

die Daseinsvorsorge und in die Infrastruktur 

künftig nur aus den Einnahmen der Länder 

finanziert werden. „Der Druck, dass Tafelsil-

ber zu verschleudern wird dadurch größer. 

Die Privatisierungsbremse ist deshalb auch 

ein Rückschlagventil und ein notwendiges 

Korrektiv zur Schuldenbremse“, so Tschöpe, 

der in der entsprechenden Verfassungsän-

derung ein „gutes Stück sozialer Demokra-

tie“ sieht. Diese Haltung teilen andere Län-

der offenbar, denn auch in Berlin wird aktuell 

an einer Privatisierungsbremse nach Bremer 

Vorbild gearbeitet.                                    (as)
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E
s gibt viele gute Gründe, SPD zu 

wählen am 22. September. Damit 

sich Arbeit für alle lohnt, wollen 

wir einen gesetzlichen Mindestlohn von 

8,50 Euro. Damit Bildungserfolg nicht 

länger von der Herkunft abhängt, wird 

die SPD vorrangig in Kitas und Schulen 

 investieren und jedem das Recht auf Aus-

bildung geben. Ein neues Kindergeld  soll 

Familien mit kleinem Einkommen besser 

unterstützen. Wir stehen für Sicherheit 

im Alter mit der Solidarrente von minde-

stens 850 Euro. Die SPD wird die Reichen 

mit höheren Steuern angemessen an der 

Finanzierung des Gemeinwesens betei-

ligen. Und wir sorgen dafür, dass Banken 

und Finanzmärkte unter Kontrolle kom-

men. Das sind starke Argumente. Doch 

wir müssen sie auch selbstbewusst 

 rüberbringen zu den Menschen in den 

Quartieren. Mobilisierung funktioniert 

nur, wenn wir alle offensiv das persön-

liche Gespräch suchen, mit den Freun-

den, Bekannten, Arbeitskollegen sowie 

an Infoständen oder bei Hausbesuchen.

Nah ran an die Menschen, das ist 

 meine Parole. Und dies vor allem in unse-

ren Hochburgen. Wo wir immer noch 

stark sind, aber eben auch viele Stimmen 

verloren haben – an die Nichtwähler. Das 

sind eigentlich unsere Leute. Für mich ist 

klar: Sie sind neben unseren Stammwäh-

lern die zentrale Zielgruppe im Wahl-

kampf. Denn je höher die Wahlbeteili-

gung, desto besser das Ergebnis für die 

SPD. Vor der letzten, entscheidenden Wo-

che kann ich sagen, dass sich hier jedes 

einzelne Gespräch, jeder noch so kurze 

Kontakt, jede Einladung lohnt. Womög-

lich bleibt etwas hängen. Und sei es nur 

der Eindruck, dass sich da ein Kandidat 

und/oder die Freiwilligen seiner Partei 

nicht zu schade sind, persönlich vorbei-

zuschauen. Helft mit, dass möglichst vie-

le Menschen zur Wahl gehen. Ich freue 

mich über jeden, der sich auf seine Weise 

im Wahlkampf engagiert! ■

türzutür wahlkaMpF Ist unsere GrOsse chance

MarMelade aM 
wahlsOnntaG

terMIne:

InFO:

Fahrdienst 

zum Wahllokal 

die spd bietet einen Fahr
dienst zum wahllokal für  alle 
an, die den weg allein nicht 
bewältigen können. wer 
 Bedarf hat, kann unter  
telefon 0421/3 50 1831 
anrufen und  einen termin 
buchen:  
montags bis freitags von  
9:00 bis 17:00 uhr 
und am wahlsonntag von 
8:00 bis 17:30 uhr. 
wenn Ihr Menschen kennt, 
die einen Fahrdienst brau
chen: Bitte bietet ihnen  
hilfe an und ruft für sie  
bei unserer hotline an.  
Jeder, der will, soll auch ins 
wahllokal kommen.

Jetzt geht’s riChtig los 

Bis zum wahlsonntag machen 
wir jeden tag ab 17:00 uhr 
hausbesuche in unseren 
hochburgen. und dann 
 zählen vor allem die letzten 
72 stunden: Infostände, 
 termine in den Quartieren, 
rosen verteilen. Ich freue 
mich über jede Genossin und 
jeden Genossen, der sich an 
den aktionen im Ortsverein 
beteiligt. ruft eure Vorsitzen
den an, macht mit. die drei 
tage vor der wahl zählen 
doppelt – immer mehr 
 wähler entscheiden kurz
fristig, ob und wo sie ihre 
beiden kreuze machen. 
 Freiwillige können sich  
gerne in meinem Bremer 
 Büro  melden: 
telefon 0421/3 50 1825

stammwähler mobilisieren und nichtwähler zurückgewinnen?  
das geht über gute politik und das persönliche gespräch    Von Carsten Sieling

Material verteilen: auftakt zum türzutür wahlkampf am GottfriedMenkenMarkt im Buntentor.

Im Gespräch mit christiane leupold, leiterin 
der Grundschule in der Vahr.

„Wir kämpfen bis zum Schluss!“ – das  

ist die Parole des Ortsvereins Horn-Ach-

terdiek. Am Wahlsonntag wird wieder 

 Marmelade vorm Bäcker verteilt. Kleine 

Gläschen roter Konfitüre gibt es etwa 

 online bei butlers.de – noch ein SPD- 

Sticker drauf und fertig. Wichtig ist es, 

vorher den Bäcker um Erlaubnis zu fra-

gen. „Die Aktion ist immer sehr gut ange-

kommen“, erinnert sich Genosse Dieter 

Schüler. „Die Leute freuen sich über den 

Beitrag zum Sonntagsfrühstück und wer-

den dabei an die Wahl erinnert.“ ■
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persönlich an der haustür präsent sein.

Gute erFahrunG MIt hausBesuchen

Vor dem Start der ersten Hausbesuche 

waren einige der freiwilligen Helfer 

skeptisch. Doch dann haben wir gute 

 Erfahrungen gemacht. Erstaunlich viele 

Menschen öffneten uns die Tür, fast alle 

waren freundlich und wir sind mit ihnen 

ins Gespräch gekommen. Es wurden Ein-

ladungen für meine Veranstaltungen in 

den Quartieren „Mit Ihnen im Gespräch“ 

verteilt und zur Teilnahme an der Bun-

destagswahl aufgerufen. Negative Erfah-

rungen blieben bisher die absolute Aus-

nahme. Bürgerinnen und Bürger freuten  

sich aufrichtig, dass die SPD wieder vor 

Ort ist. Nach dem Motto: Endlich kom-

men Sie mal wieder bei mir vorbei. 

Der gute Auftakt motiviert unsere 

 engagierten Teams aus Mitgliedern der 

Ortsvereine und Bürgern, weiter von 

„Tür-zu-Tür“ zu gehen und die Menschen 

darüber hinaus auch im öffentlichen 

Raum anzusprechen. Wir starten diese 

Woche die zweite Welle Hausbesuche 

und ich freue mich über jede Genossin 

und jeden Genossen, der dabei ist. Viele 

Menschen sind nicht so abweisend wie 

wir oftmals denken. Die Erfahrung der 

letzten  Wochen hat gezeigt, dass es sich 

lohnt, sie persönlich anzusprechen. Das 

gilt  natürlich auch für Freunde und Be-

kannte. Seid mutig und werbt für die SPD  

und meine Person – wir sind die Partei, 

die tatsächlich Politik für mehr soziale 

Gerechtigkeit macht.  ■
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